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Beschlussempfehlung 

des Wahlprüfungsausschusses

Wahleinspruch des Herrn T. M.-F., Bruchsal

Der Landtag wolle beschließen,

den Einspruch des Herrn T. M.-F., Bruchsal, gegen die Landtagswahl vom 
27. März 2011 zurückzuweisen und festzustellen, dass die Wahl, soweit angefochten, 
gültig ist. 

30. 09. 2011

Der Berichterstatter:    Der Vorsitzende:

Andreas Stoch       Jürgen Filius

B e g r ü n d u n g

1.

Der Einspruchsführer hat mit Schreiben vom 28. März 2011, beim Landtag einge-
gangen am 29. März 2011, Einspruch gegen die Wahl zum 15. Landtag von Baden-
Württemberg am 27. März 2011 eingelegt.

Der Einspruchsführer ist Strafgefangener in der Justizvollzugsanstalt Bruchsal. Er 
wendet sich insbesondere gegen Regelungen, die die Ausübung des Wahlrechts 
durch Gefangene betreffen.

Zum einen rügt er, dass Wahlbriefe nicht von der Postkontrolle ausgenommen seien. 
Des Weiteren kritisiert er, dass in den Gefängnissen des Landes keine beweglichen 
Wahlvorstände eingerichtet wurden, und die Gefangenen daher gezwungen waren, 
per Briefwahl zu wählen. Die Situation sei noch dadurch verschärft worden, dass 
die Anträge auf Ausstellung der Briefwahlunterlagen – im Unterschied zur Vergan-
genheit – nicht mehr von der JVA gesammelt an die Stadt weitergeleitet worden 
seien. Vielmehr hätten die Gefangenen die Anträge selbstständig versenden und 
hierfür Umschläge und Briefmarken auf eigene Kosten beschaffen müssen. Dies 
verletze Wahlrechtsgrundsätze, da viele Gefangene hierdurch von der Wahl abge-
halten worden seien.

Ausgegeben: 28. 10. 2011
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2.

Der Wahlprüfungsausschuss hat zu dem Einspruch eine Stellungnahme der Lan-
deswahlleiterin eingeholt. Darin wird ausgeführt: 

Die Justizvollzugsanstalt hat das Wahlgeheimnis gewahrt. Wahlbriefe gehören nicht 
zu dem Schriftverkehr, der von der Justizvollzugsanstalt überwacht werden darf. 
Der verfassungsrechtliche Grundsatz der geheimen Wahl gilt auch für die Brief-
wahl von Gefangenen. Das Wahlgeheimnis ist nicht schon dadurch verletzt, dass 
Wahlbriefe in den Vorschriften des Justizvollzugsgesetzbuches nicht ausdrücklich 
von der Überwachung des Schriftverkehrs ausgenommen sind. Dass Wahlbriefe 
nicht kontrolliert werden, ergibt sich insofern implizit aus diesen Vorschriften, als 
Wahlbriefe die Sicherheit und Ordnung der Justizvollzugsanstalt nicht gefährden 
können. Eine solche Gefahr ist Voraussetzung für jede Postkontrolle. Dementspre-
chend wurde nach Auskunft des Justizministeriums in der Justizvollzugsanstalt 
Bruchsal verfahren. Für die Kennzeichnung der Stimmzettel wurde allen Gefan-
genen, die Briefwahlunterlagen erhalten hatten, ein unüberwachter Raum angebo-
ten. Die Briefwahlunterlagen wurden in geschlossenen Wahlbriefen weitergeleitet. 
Kein Bediensteter der Justizvollzugsanstalt konnte den Inhalt zur Kenntnis neh-
men. Der Einsprechende hat im Übrigen keine konkreten Tatsachen vorgetragen, 
wonach Wahlbriefe tatsächlich geöffnet und kontrolliert worden wären.

Nach § 7 und § 39 der Landeswahlordnung (LWO) können in Justizvollzugsanstal-
ten bewegliche Wahlvorstände gebildet und kann zugelassen werden, dass die dort 
anwesenden Wahlberechtigten, die einen für den Wahlkreis gültigen Wahlschein 
besitzen, in der Einrichtung vor dem beweglichen Wahlvorstand wählen.

Die Gemeinden sind zur Bildung eines beweglichen Wahlvorstandes nicht ver-
pfl ichtet. Der Wahlpraxis ist hier ein weiter Entscheidungsspielraum eingeräumt 
(Schreiber, Handbuch des Wahlrechts zum Deutschen Bundestag, 8. Aufl age, Rn. 5 
zu § 2). Bei den vergangenen Wahlen haben die Gemeinden in aller Regel davon 
abgesehen, bewegliche Wahlvorstände einzurichten. So wurde auch in der Justiz-
vollzugsanstalt Bruchsal zur Landtagswahl 2011 kein beweglicher Wahlvorstand 
eingerichtet. Der Einsprechende hat keine Gründe vorgetragen, die auf eine feh-
lerhafte Ermessensausübung der Gemeinde schließen lassen. Der Einsprechende 
hatte auf die Bildung auch keinen Anspruch. Er wurde in seinen Rechten nicht ver-
letzt, indem er zur Stimmabgabe auf die Briefwahl angewiesen war (§ 8 Abs. 2 Satz 2 
Nr. 1 des Landtagswahlgesetzes – LWG). Die Rechtsprechung und die herrschende 
Literaturmeinung beurteilen die Briefwahl nach Bundeswahlrecht als verfassungs-
konform, insbesondere werde weder gegen die Grundsätze der Gleichheit und 
Unmittelbarkeit der Wahl noch der Wahlfreiheit oder Geheimheit verstoßen (Schreiber, 
Rn. 4 zu § 36). Dies gilt auch für die vergleichbaren landtagswahlrechtlichen Be-
stimmungen. Auch aus Sicht des Wahlprüfungsausschusses des Deutschen Bun-
destags besteht seit Einführung der Briefwahl keine zwingende Notwendigkeit, 
bewegliche Wahlvorstände in Justizvollzugsanstalten einzurichten, sofern nicht 
besondere Gründe vorliegen (Bundestagsdrucksache 17/6300, Anlage 3). 

Soweit Briefwähler bei Postversand ihren Wahlscheinantrag in einem frankierten 
Umschlag an die Gemeinde zu senden hatten, hat das Justizministerium darauf 
hingewiesen, dass Strafgefangene nach § 23 des Dritten Buchs des Justizvollzugs-
gesetzbuchs ein Recht auf Schriftwechsel haben. Nach § 23 Abs. 3 dieses Gesetzes 
trägt zwar grundsätzlich der Gefangene die Kosten seines Schriftwechsels. Kann er 
sie jedoch nicht aufbringen, übernimmt die Anstalt die Kosten in begründeten Fäl-
len und in angemessenem Umfang. Ein solcher Fall liegt bei den mit der Briefwahl 
verbundenen Kosten vor. Somit ist gewährleistet, dass auch bedürftige Gefangene 
ihr Wahlrecht ausüben können. Das Justizministerium hat mitgeteilt, dass die Re-
gelung und die mit ihr verbundene praktische Handhabung allen Strafgefangenen 
bekannt sei. 

Es entspricht auch der Rechtslage, dass die vier Briefwahlvorstände der Stadt 
Bruchsal am Wahltag um 16 Uhr zusammengetreten sind. Mit der Öffnung und 
Prüfung der Wahlbriefe und Wahlscheine ist bereits während der allgemeinen 
Wahlzeit zu beginnen (§ 46 Abs. 1 LWO). Nach Ablauf der allgemeinen Wahlzeit 
um 18 Uhr wurde dann das Briefwahlergebnis ermittelt und festgestellt (§ 46 Abs. 3 
LWO).
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3.

Der Einspruchsführer war für die Landtagswahl wahlberechtigt und ist deshalb 
einspruchsberechtigt (§ 2 Landeswahlprüfungsgesetz – LWPrG).

Das Einspruchsschreiben ist beim Landtag am 29. März 2011 und damit vor der 
Bekanntgabe des endgültigen Wahlergebnisses im Staatsanzeiger für Baden-
Württemberg am 15. April 2011 und folglich auch vor Beginn der Einspruchsfrist 
(§ 3 Abs. 2 LWPrG) beim Landtag eingegangen. Der Zulässigkeit eines Wahlein-
spruchs steht es jedoch nicht entgegen, wenn er bereits vor Beginn der Einspruchs-
frist erhoben wurde (Schreiber, Rn. 25 zu § 49).

Der Einspruchsführer hat nicht geltend gemacht, dass Wahlbriefe geöffnet und 
kontrolliert worden wären. Dass Wahlbriefe der Schriftverkehrsüberwachung un-
terliegen, weil sie im Justizvollzugsgesetzbuch nicht ausdrücklich genannt sind, 
trifft nicht zu. Wahlbriefe sind bereits wegen des verfassungsrechtlichen Grundsat-
zes der geheimen Wahl von der Schriftverkehrsüberwachung ausgenommen.

Auf die Einrichtung beweglicher Wahlvorstände besteht kein Anspruch. Mittels 
Briefwahl ist eine vollwertige Ausübung des Wahlrechts möglich; deshalb ist es 
auch nicht zu beanstanden, dass Gefangene auf diese Möglichkeit beschränkt sind.

Die Tatsache, dass die Briefwahl im Gegensatz zur Urnenwahl wegen des für die 
Versendung des Briefwahlantrags anfallenden Portos nicht kostenfrei möglich ist, 
beeinträchtigt die Wahlfreiheit nicht, da im Falle der Bedürftigkeit eine Kosten-
übernahme durch die Justizvollzugsanstalt möglich ist. 

Die Öffnung und Prüfung der Wahlbriefe und Wahlscheine bereits zwei Stunden 
vor Schließung der Wahllokale ist gesetzlich vorgeschrieben. Die Stimmzettel wer-
den entgegen der Auffassung des Einspruchsführers erst nach Ende der Wahlzeit 
ausgezählt.

4.

Der Wahlprüfungsausschuss kam zu dem Ergebnis, dass der Wahleinspruch offen-
sichtlich unbegründet ist. Deshalb sah er gemäß § 6 Abs. 4 Landeswahlprüfungsge-
setz durch einstimmigen Beschluss von einer mündlichen Verhandlung ab. 

Anschließend fasste der Wahlprüfungsausschuss einstimmig den Beschluss, dem 
Plenum zu empfehlen, den Wahleinspruch zurückzuweisen und festzustellen, dass 
die Wahl, soweit angefochten, gültig ist.


